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Egger Heirat mit Verzögerung
EGG Eigentlich hätten die Egger Stimmberechtigten noch  
in diesem Monat über die Bildung einer Einheitsgemeinde 
abstimmen sollen. Da zwischen den Behörden aber 
Uneinigkeit über die Anzahl Schulpfleger bestand, wurde  
die Abstimmung auf den 8. März 2015 verschoben. 

Die Geschichte des Zusammen-
kommens von Politischer Ge-
meinde und Schulgemeinde in 
Egg erinnert eher an ein kompli-
ziertes Beziehungsdrama denn 
an eine romantische Liebes-
geschichte: Sie ist geprägt von 
Zurückweisung, Annäherungs-
schwierigkeiten und mühseligen 
Diskussionen über Fragen des 
täglichen Zusammenlebens.

Bereits  im  Jahr  2001  ver-
langte eine Einzelinitiative vom 
Gemeinderat die Ausarbeitung 
einer neuen Gemeindeordnung 
mit dem Ziel, Politische Ge-
meinde und Schulgemeinde zu-
sammenzuführen. Das Vorha-
ben wurde von der Gemeinde-
versammlung mit 144 Nein- zu 
115 Ja-Stimmen aber deutlich 
abgelehnt. Vorausgegangen wa-
ren einige emotionale Voten,  
da die Schulbehörde sich vehe-
ment gegen eine Vereinigung 
wehrte. Unter anderem war  
von einer «Heirat, bei der einer 
der Partner nicht wolle», die 
Rede. 

Mittlerweile scheinen die Eg-
ger Schulen am Partner Gefallen 
gefunden zu haben. «Die Initia-
tive zur Bildung einer Einheits-
gemeinde ging diesmal von der 
Schulpflege aus», sagt Philipp 
Märki (FDP), der in der Schul-
pflege das Ressort Personal be-
treut und Ansprechpartner der 
Egger Schulen in Sachen Ein-
heitsgemeinde ist. «Die beiden 
Gemeinden hatten in den letzen 
Jahren eine gute Zusammen-
arbeit. Gemeinsam können wir 
unsere Ressourcen noch besser 
nutzen.» Als Beispiele nennt 
Märki den Liegenschaftsbe-
reich, der von beiden Gemeinden 
zurzeit noch separat verwaltet 
wird.

Märki ortet weiter auch 
 Sparpotenzial. Auf dessen Aus-
schöpfung sind die Egger Schu-
len angewiesen, haben sie doch 
schon seit Längerem mit einem 
strukturellen Defizit zu kämp-
fen. An der Budgetversammlung 
vom vergangenen Dezember be-
schloss die Schulgemeinde eine 

Anhebung des Steuerfusses von 
55  auf  58  Prozent.  In  der  letz-
ten Jahresrechnung resultierte 
ein Minus von 1,1 Millionen 
Franken. Bei einer Einheitsge-
meinde wäre laut Märki eine 
wirtschaftliche Gesamtbetrach-
tung möglich, was den Schulen 
einen leichten Vorteil bringen 
könnte. «Die ultimative Spar-
übung ist der Zusammenschluss 
aber nicht», sagt er jedoch wei-
ter.

Überzeugungsarbeit nötig 
Trotz der offenbar wieder auf-
geflammten gegenseitigen Be-
geisterung schien es bis vor 
 Kurzem unklar, ob die Annähe-
rung von Politischer Gemeinde 
und Schulgemeinde tatsächlich 
ein Happy End nehmen würde: 
Nachdem die beiden Behörden 
eine Arbeitsgruppe gegründet 
und eine öffentliche Vernehm-
lassung durchgeführt hatten, 
teilten sie Anfang September 
zwar mit, dass die Egger am  
30. November über die Bildung 
einer Einheitsgemeinde abstim-
men sollen. Auch war auf den  
30. Oktober eine Informations-
veranstaltung zum Thema an-
gesetzt. Ort und Zeit wurden 
 jedoch nie bekannt gegeben, der 

Info-Anlass fand nicht statt. Die 
Abstimmung wurde vorerst auf 
unbestimmte Zeit verschoben.

Grund für das Hin und Her 
war laut Gemeindeschreiber 
 Tobias Zerobin die Tatsache, 
dass zwischen den Behörden 
noch Diskussionsbedarf hin-
sichtlich der Anzahl Schulpfle-
ger bestand. Im ursprünglichen 
Entwurf habe man sich auf de-
ren fünf geeinigt, die Schul-
behörde habe dann wieder die 
Zahl sieben ins Spiel gebracht. In 
der gemeinsam verfassten Mit-
teilung vom September schien 
man sich auf eine siebenköpfige 
Schulpflege geeinigt zu haben. 
«Es bestand aber noch immer 
Gesprächsbedarf, und schliess-
lich haben die beiden Behörden 
gemeinsam die Zahl von fünf 
Schulpflegern festgelegt», sagt 
Zerobin. 

Gemäss Philipp Märki habe 
man innerhalb der Schulbe hörde 
erst noch Überzeugungsarbeit 
leisten müssen, als es um die Re-
duktion der Anzahl Schulpflege-
mitglieder ging. 

«Nicht optimal»
Tobias Zerobin gibt zu, dass  
die Kommunikation mit der Be-
kanntgabe und dem nachträg-

lichen Rückzug des Abstim-
mungstermins nicht optimal 
verlaufen sei. «Wichtig ist aber 
vor allem das Ergebnis.» 

Dieses lautet nun dahin-
gehend, dass die Urnenabstim-
mung auf den 8. März 2015 ter-
miniert wurde. Abstimmungs-
gegenstand wird die Totalrevi-
sion der Gemeindeordnung im 
Hinblick auf die Bildung einer 
Einheitsgemeinde sein. Eine Ge-
meindeversammlung im Vorfeld 
wird es anders als 2001 nicht 
 geben, da diesmal nicht eine 
 Einzelinitiative den Anstoss 
zum Zusammenschluss der Ge-
meinden gab. Im Januar ist eine 
Informationsveranstaltung im 
Hinblick auf die Abstimmung 
geplant. 

Bei einem positiven Abstim-
mungsergebnis soll die Einheits-
gemeinde per 1. Januar 2016 ein-
geführt werden. Der heute sie-
benköpfige Gemeinderat würde 
dann um die amtierende Schul-
präsidentin Beatrice Gallin 
(FDP) ergänzt und bis zum Ende 
der Legislatur 2014/2018 aus 
acht Personen bestehen. Ab 2018 
würde der Gemeinderat wieder 
sieben, die Schulpflege fünf Per-
sonen zählen. 
  Benjamin Rothschild

Eine Brücke kommt geflogen
DÜBENDORF Ein 
Teleskopkran hievte gestern 
auf dem Zwicky-Areal eine 
47 Tonnen schwere Brücke 
über die Glatt. Diese 
verbindet die neue 
Überbauung mit dem 
Bahnhof Stettbach.

Es war ein spektakulärer An-
blick, als gestern Morgen beim 
SBB-Viadukt auf dem Zwicky-
Areal ein Pneukran die 47 Ton-
nen schwere Brücke an vier 
Spanngurten in die Höhe hob. 
Langsam schwenkte der Kran 
Richtung Glatt und wurde dabei 
von den anwesenden Ingenieu-

ren nicht aus den Augen gelas-
sen. Als die Stahlkonstruktion 
über den beiden Brückenköpfen 
hing, stieg die Spannung: Passt 
die Brücke? Zentimeter um Zen-
timeter senkte sich der Koloss, 
begleitet von den Zurufen der In-
genieure, die, bei den vier Stahl-
trägern postiert, die millimeter-
genaue Platzierung laufend prüf-
ten. Anschliessend wurde die 
Brücke mit den Stahlträgern 
verschweisst.

Eine Brücke mit Stil
Später wird das Bauwerk mit Be-
ton befestigt. Und auch die Werk-
leitungen für Wasser, Fernwär-

me, Strom und Gas, die innerhalb 
einer Verschalung liegen, müssen 
noch angeschlossen werden. Der 
Deckbelag wird im Endausbau 
eingebracht. «Es wird auch eine 
LED-Beleuchtung installiert», 
sagte gestern Hans Paul Gemper-
li, Bauingenieur und Vertreter 
der Zwicky!&!Co. AG. «Wir woll-
ten eine stilvolle Brücke.»

Stadt übernimmt Unterhalt
Das Zwicky-Areal ist eines der 
wenigen noch erhaltenen Indus-
trieensembles und weist auf die 
einstige industrielle Entwick-
lung vor den Toren der Stadt 
 Zürich hin. Jahrzehntelang in 

einen Dornröschenschlaf verfal-
len, entfaltete sich das Areal vor 
einigen Jahren zu einem Mix aus 
Gewerbe, Wohnen und Erholen. 
Diese urbane Entwicklung zielt 
auf 2500 Menschen, die in Zu-
kunft in den 1000 Wohnungen 
wohnen werden. Die neue Glatt-
brücke verbindet die Seite von 
Wallisellen mit dem Dübendor-
fer Gebiet. Die Kosten von einer 
Million Franken trägt die Zwi-
cky!&!Co. AG, die Unterhaltskos-
ten übernimmt die Stadt Düben-
dorf.  Urs Weisskopf

Die neue Wegverbindung dient Fussgängern, Radfahrern sowie Notfall- und Kommunalfahrzeugen bis fünf Tonnen Gesamtlast. Urs Weisskopf 

Mehr Transparenz 
gefordert 
DÜBENDORF Der Stadtrat 
von Dübendorf wurde am 
Montag vom Parlament für 
seine Informationspolitik 
gerügt.

Dass der Stadtrat die Medien vor 
dem Gemeinderat über seine 
 Legislaturziele informiert hat, 
stösst der CVP sauer auf. Die Mit-
glieder der Legislative hätten vor-
her oder zumindest zeitgleich 
über das Thema informiert wer-
den sollen, kritisierte die Partei 
am Montag zu Beginn der Ge-
meinderatssitzung mittels Frak-
tionserklärung. 

«Die Wichtigkeit von Informa-
tionen wird nach unserer Mei-
nung vom Stadtrat nicht genü-
gend gewürdigt», sagte Patrick 
Schärli. Der Wunsch nach einem 
beidseitigen Dialog sei keine 
neue Forderung; durch Transpa-
renz werde Akzeptanz geschaf-
fen. Schärli forderte den Stadtrat 
auf, umfassender und pro-akti-
ver zu informieren – «sowohl 
gegenüber dem Gemeinderat wie 
auch gegenüber der Bevölkerung 
der Stadt Dübendorf». 

Die stadträtliche Informa-
tionspolitik bekam auch in der 
Fraktionserklärung der SVP ihr 
Fett weg, und zwar im Zusam-

menhang mit dem Entscheid des 
Bundesrats, auf dem Militär-
flugplatz sowohl einen Innova-
tionspark als auch eine zivilavia-
tische Nutzung zuzulassen. «Der 
Stadtrat hat in seiner Medien-
mitteilung durchblicken lassen, 
dass er von diesem Entscheid 
überrumpelt wurde», sagte Ge-
meinderat Patrick Walder. Dabei 
habe der Stadtrat gewusst, was 
auf Dübendorf zukommt.

Bitterer Nachgeschmack 
Walder verwies diesbezüglich 
auf eine Aussage von Finanzvor-
stand Martin Bäumle (GEU/
GLP) in der Sendung «Talk Täg-
lich» auf TeleZüri vom 11. Sep-
tember. Demnach war der Stadt-
rat bereits drei Tage vor Be-
kanntgabe über den Entscheid 
informiert gewesen. «Das hat er 
jedoch der Bevölkerung ver-
schwiegen», so Walder. Das hin-
terlasse einen bitteren Nachge-
schmack, zumal die Rolle des 
Stadtrats auch bei der städtebau-
lichen Studie «Nationaler Inno-
vationspark, Hubstandort Dü-
bendorf» des Regierungsrats 
erst bekannt geworden sei, nach-
dem die SVP mit einer Anfrage 
Druck aufgesetzt habe. 

 Thomas Bacher

Zentrum für  
Familien bleibt
USTER Im Familienzentrum an 
der Zentralstrasse treffen sich 
23 verschiedene Nutzerguppen. 
Die wohl bekannteste Gruppe ist 
das Mütterzentrum Müze. Aber 
auch eine schwedische Gruppe 
findet dort Räumlichkeiten. 

Bislang wurde das Familien-
zentrum vom Kanton getragen. 
Dieser zog sich indes zurück und 
überliess es den Gemeinden, wie 
sie mit den Zentren weiterfahren 
wollen. In Uster will die Stadt 
einen Trägerverein einsetzen, 
der wiederum für eine professio-
nelle Leitung verantwortlich 
zeichnet. Dafür sollen von der 
Stadt jährlich 80!000 Franken 
zur Verfügung gestellt werden.

Einstimmige Unterstützung
Der Antrag fand im Gemeinderat 
am Montag einstimmige Unter-
stützung. Alle Fraktionen beton-
ten, wie wichtig das Angebot sei. 
Nicht glücklich zeigte man sich 
mit dem Umstand, dass die Stadt 
die Liegenschaft an der Zentral-
strasse vom Kanton mietet. Eine 
Unterbringung in einer städti-
schen Liegenschaft, die vielleicht 
auch noch über Aussenraum ver-
fügt, soll geprüft werden. Die Vil-
la am Aabach oder die Untere 
Farb wurden als Möglichkeiten 
genannt. brü

Bildergalerie unter 
bilder.zol.ch
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